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Heute in der Zeitung Tagesthema

Von Sebastian Xanke

E s ist ein anhaltendes Beben, das 
den US-amerikanischen Arbeits-
markt seit vielen Monaten in Un-

ruhe versetzt: Immer mehr Amerikane-
rinnen und Amerikaner kündigen ihre 
Jobs; mehr als 4,5 Millionen waren es al-
lein im November 2021. Seit dem Jahr 
2000 erfasst das US-Arbeitsministerium 
die Zahl der Kündigungen pro Monat, 
nie lag der Wert auch nur ansatzweise so 
hoch. Experten sprechen von der Great 
Resignation, dem großen Rücktritt, 
einer Welle an Kündigungen. Besonders 
betroffen sind schlecht bezahlte Dienst-
leistungsberufe.

„Hotels etwa dürfen nach den coro-
nabedingten Schließungen wieder öff-
nen und merken, dass viele Beschäftigte 
nicht mehr zu den bisherigen Konditio-
nen arbeiten wollen“, stellt Natalie Rau-
scher, wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Heidelberg Center for American Stu-
dies, fest. Es ist eine große Unzufrieden-
heit, die bis in die amerikanische Mittel-
schicht hineinlangt. „Seit den 70er Jah-
ren stagnieren die Einkommen der ame-
rikanischen Mittelschicht, und die Un-
gleichheit zwischen Arm und Reich im 
Land wächst immer mehr“, erklärt Nata-
lie Rauscher. 

 Gleichzeitig steigt die Inflation mas-
siv an, Wohnungspreise gehen durch die 
Decke. Viele, die einmal zur Mittel-
schicht gehörten, sind dadurch in 
schwierige finanzielle Verhältnisse ge-
rutscht.  Vor allem jüngere Generationen 
merken, dass sie in etlichen Belangen 
deutlich schlechter dastehen als ihre El-
tern, etwa weil sie sich kein Haus mehr 
leisten können – und das, obwohl sie oft 
besser qualifiziert sind. 

In der Pandemie veranlasste die 
amerikanische Regierung außerdem 
üppige Coronahilfen für Privathaushal-
te. „Da haben sich viele Menschen Rück-
lagen geschaffen und somit gerade kei-
nen Druck, den nächsten schlecht be-
zahlten Job anzufangen“, sagt Rauscher.

Die Wirtschaft floriert
Das ist die eine Seite des US-Arbeits-
marktes. Die andere Seite liest sich so: 
Im November 2021 gab es nicht nur 4,5 
Millionen freiwillige Kündigungen, son-
dern auch 6,7 Millionen neue Einstel-
lungen. Die Präsidentin des Economic 
Policy Institute in Washington, Heidi 
Shierholz, betont deshalb: „Die, die ihre 
Arbeit kündigen, nehmen andere Stel-
len an und verlassen nicht die Arbeits-
welt, und das Jobwachstum ist sehr 
stark. Das sind gute Nachrichten!“ 

Tatsächlich floriert die Wirtschaft in 
den USA, die Gesellschaft liegt nah an 
der Vollbeschäftigung. Im Land gibt es 
mehr offene Jobs als Arbeitslose. Die 
Folge ist, dass die Löhne im Land stei-
gen. „Die Anzahl der Jobangebote, die 
einen Startbonus beim Gehalt anbieten, 

hat sich von März 2020 bis zum Oktober 
2021 mehr als verdoppelt“, heißt es in 
einer Untersuchung des Conference 
Board, einer Non-Profit-Organisation 
aus den USA. Arbeitgeber konkurrieren 
um Beschäftigte, die Gewerkschaften 
erleben einen Aufschwung. „Wegen der 

außergewöhnlichen Umstände sehen 
wir eine Verschiebung im Machtgleich-
gewicht“, sagt Shierholz. „Wir befinden 
uns in einer wirklich abnormalen Situa-
tion.“ 

Konkret zeigt sich das  etwa beim   
weltgrößten Online-Händler Amazon. 

Gewerkschaften haben dort bislang 
nichts zu melden gehabt. Vor einigen 
Tagen dann der Paukenschlag: In einer 
Abstimmung sprach sich die  Beschäftig-
ten eines New Yorker Logistikzentrums 
dafür aus, Verhandlungen künftig ge-
meinsam zu führen.

Jahrelang hatte Amazon zuvor enga-
gierte Mitarbeiter eingeschüchtert oder 
gefeuert, nun regt sich Widerstand –  
auch im Netz. Von dort erhielten die 
Amazon-Beschäftigten eine riesige 
Welle an Solidarität: „Ich hoffe, sie sind 
erfolgreich. Die Arbeiter in dieser globa-
len Wirtschaft brauchen eine Stimme“, 
sagte ein Nutzer auf der Internetplatt-
form Reddit in der Kategorie Antiwork – 
Anti-Arbeit.  Das Ziel des Forums ist es 
nicht,  Arbeit abzuschaffen, sondern 
„Arbeit, wie wir sie heute kennen, zu 
problematisieren“. 

Mit seiner Aussage trifft der Nutzer 
den Nerv vieler Menschen. So gewann 
Antiwork seit Pandemiebeginn massiv 
an Bedeutung. Hatte das Forum im Janu-
ar 2019 noch rund 13 000 Mitglieder, 
sind es im April 2022 mehr als 1 900 000 
Follower. Täglich gibt es Dutzende Bei-
träge, in denen mal erfundene, mal tat-
sächliche Berichte über arrogante 
Chefs, hochbelastende 80 Arbeitsstun-
den pro Woche oder Ähnliches vorgetra-
gen werden – immer wieder mit Folgen 
für die analoge Welt.

Am eindrücklichsten demonstrier-
ten die Userinnen und User ihren Ein-
fluss Ende vergangenen Jahres. 1400 Be-
schäftigte des Frühstücksflocken-Her-
stellers Kelloggs streikten damals  für 
bessere Löhne. Die Reaktion des Unter-
nehmens: offene Überlegungen, die 
Streikenden zu feuern und zu ersetzen. 
Ein Aufschrei ging durch Antiwork. Nut-
zer erstellten Listen von Kelloggs-Pro-
dukten, die boykottiert werden sollten 
und fluteten das Bewerbungspostfach 
des Unternehmens bis zum Zusammen-
bruch mit Tausenden gefälschten Be-
werbungen. Gestärkt vom öffentlichen 
Schlaglicht, ist Kelloggs mittlerweile 
von den Kündigungen abgerückt.

Wie geht es weiter?
Ob sich der Trend hin zu arbeitnehmer-
freundlicheren Arbeitsbedingungen   
langfristig durchsetzen wird, ist unklar. 
„Das geht vielleicht noch ein paar Mo-
nate so weiter“, sagt Rauscher. Aber die 
meisten Coronahilfen vom Staat seien 
zum Jahreswechsel ausgelaufen. „Ich 
glaube, dass es keinen fundamentalen 
Wandel geben wird.“ 

Die Hoffnung der User in der Anti-
Work-Community auf eine nachhaltige 
Veränderung des Arbeitsmarkts ist je-
doch ungebrochen, und so schreibt ein 
Nutzer: „Es ist Zeit für Antiwork, sich 
einen Namen als Kämpfer für den 
durchschnittlichen Arbeiter zu machen. 
Nichts macht Unternehmen mehr Angst 
als Gewerkschaften.“ 

Die große Unzufriedenheit 
Die „Great Resignation“ in den USA ist in vollem Gange: Viele Amerikanerinnen und Amerikaner  kündigen ihre  schlecht bezahlten 

Jobs. Die Anti-Work-Bewegung gewinnt im Netz  immer mehr Anhänger.  Steht der US-Arbeitsmarkt vor einem Umbruch?

Minimum Wage Welcher 
Mindestlohn in den 
USA gilt, hängt  vom 
jeweiligen Bundesstaat 
ab. Grundsätzlich gibt die 
amerikanische Regierung 
einen Mindestlohn 
von 7,25 Dollar 
vor – ein Betrag, der sich 
seit  dem Jahr 2009 nicht 
verändert hat. Einzelne 
Staaten wie  Florida oder 
New York haben ihren 

Mindestlohn auf bis zu 
15 Dollar pro Stunde 
angehoben. In der Gast-
ronomiebranche wird
 dieses Gehalt aber so 
gut wie nie gezahlt. 
Trinkgelder sollen dort
  in der Regel die Differenz 
ausgleichen.

Hire and Fire In den USA 
herrscht vielerorts die so-
genannte Hire-and-Fire-

Mentalität in den Unter-
nehmen. Rechtlich haben 
Arbeitgeber die Möglich-
keit, sehr kurzfristig Men-
schen einzustellen –  oder 
Beschäftigte zu entlas-
sen. Abmahnungen wie 
in Deutschland gibt es 
nur selten. Und: Werden 
Beschäftigte in den USA 
krank, müssen sie meis-
tens ihre Urlaubstage 
dafür aufwenden. xan

DER US-AMERIKANISCHE ARBEITSMARKT

1400 Beschäftigte haben beim Frühstücksflocken-Hersteller Kelloggs für bessere 
Löhne gestreikt und die Produkte boykottiert.  Fotos: imago/Jim West, Klaus-Peter Wittemann  

Pannenkönig Verstappen 
Wie in Bahrain bleibt der Niederländer wegen eines Defekts 
an seinem Red-Bull-Auto  punktlos.  Seite 28 

F rau Mayer-Ahuja, Sie schreiben, viele Be-
schäftigte in Deutschland könnten „kaum 
ihre Existenz sichern“, andere würden 

„durch Vorgesetzte und Kund*innen streng kont-
rolliert“. Haben wir inzwischen amerikanische 
Verhältnissen auf dem deutschen Arbeitsmarkt?
Anfang der 1990er Jahre war es tatsächlich das Ziel, in 
Deutschland amerikanische Verhältnisse herzustellen. 
Es gab eine Debatte über hohe Arbeitslosigkeit im Land 
und die Frage, warum es in den USA zu der Zeit besser 
lief. Das Ergebnis der Überlegungen: In den USA müs-
sen Unternehmen weniger hohe Gehälter zahlen und 
kaum Kündigungsschutz beachten. Die Hoffnung in 
Deutschland war also, wenn auch hier auf mehr Nied-
riglohn und flexiblere Verträge gesetzt wird, beginnt 
der Arbeitsmarkt wieder zu laufen.

Das Ergebnis ist, dass heute etwa 20 Prozent der 
Beschäftigten in Deutschland weniger als rund 
2300 Euro brutto im Monat zur Verfügung haben.
Wir haben inzwischen einen der größten Niedriglohn-
sektoren in Europa. Die deutschen Verhältnisse sind 
den amerikanischen sehr viel näher gekommen. Na-
türlich gibt es aber auch Unterschiede. Die meisten Be-
schäftigten hier sind etwa krankenversichert.

Lässt sich der Niedriglohnsektor verkleinern?

Arbeit Nicole Mayer-Ahuja (49) ist Professorin für  
Soziologie von Arbeit, Unternehmen und Wirtschaft 

an der Georg-August-Universität Göttingen. Davor 
war sie Professorin  in  Hamburg und Direktorin 

des Soziologischen Forschungsinstituts  
Göttingen. Zuletzt schrieb sie das Buch 
„Verkannte Leistungsträger:innen: Berichte 

aus der Klassengesellschaft“. xan

ARBEITSSOZIOLOGIN

Wenn wir zum Beispiel die Mindestlöhne schnell kräf-
tig erhöhen würden, hieße das, dass die unterste Ebene 
der Niedriglohnbeschäftigung legal nicht mehr mög-
lich wäre. Aus unseren Studien wissen wir zwar, dass 
mancherorts trotzdem kein Mindestlohn gezahlt wird, 
aber eine Erhöhung wäre zumindest ein Anfang.

Reichen die  geplanten 12 Euro dafür aus?
Na ja, damit bewegt man sich wenigstens im europäi-
schen Durchschnitt. Existenzsichernde Löhne würden 
trotzdem nicht um sich greifen. Wir sehen zum Bei-
spiel einen massiven Ausbau des Mini-Job-Bereichs – 
da gibt es noch allerhand Probleme, weil viele Firmen 
Tricks anwenden, um keine Sozialabgaben zahlen zu 
müssen. Im Reinigungsgewerbe ist 
das gang und gäbe. Niedriglöhne 
gibt es häufig in Bereichen, die 
weiblich und migrantisch ge-
prägt sind.

Auch Beschäftigte in Logistik-
zentren wie Amazon arbeiten 
oft im Niedriglohnsektor. Zu-
letzt sind dort Streiks ver-
pufft. Sind organisierte 
Beschäftigte überhaupt  
mächtig genug?

Teilweise. Bei Amazon hat sich die Situation etwa 
durch Betriebsratsgründungen insofern verbessert, als 
dass organisierte Beschäftigte an verschiedenen 
Standorten nicht mehr einfach gegeneinander ausge-
spielt werden können. Aber natürlich ist es dort 
schwer, gemeinsam für Rechte einzutreten. In den Lo-
gistikzentren werden beispielsweise seit Jahren viele 
Menschen aus Flüchtlingszentren rekrutiert. Da hängt 
das Aufenthaltsrecht manchmal am Arbeitsvertrag. 
Eine Organisierung ist dann schwierig.  Seit Jahren sind 
die Gewerkschaften in Deutschland in der Defensive, 
trotzdem verzeichnen wir die Tendenz, dass es man-
chen von ihnen gelingt, wieder mehr Mitglieder zu be-
kommen.

Das Gespräch führte Sebastian Xanke.

„Viele Firmen wenden Tricks an“
Interview  Deutschland hat inzwischen den größten Niedriglohnsektor in Europa, und  die  Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt  

gleicht sich dem amerikanischen immer mehr an. Dort hängt das Aufenthaltsrecht oft am Arbeitsvertrag.


